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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung 

 
des Gemeinderats Tiefenbach am 24. April 2025 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 

und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest. Ein-

wände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Folgende Gemeinderatsmit-

glieder sind bei der öffentlichen Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  

 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 

 Armin Mayrhofer, CSU entschuldigt 

 Josef Sattler, CSU anwesend 

 Richard Roßgoderer, CSU anwesend 

 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 

 Tobias Königseder, CSU anwesend 

 Johannes Regner, CSU anwesend 

 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

 Manfred Bründl, Unsere Zukunft anwesend 

 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft anwesend 

 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler entschuldigt 

 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler entschuldigt 

 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Josef Fehrer, FWG anwesend 

 Johannes Unholzer, FWG entschuldigt 

 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/ Die Grünen bis TOP Nr. 3 

 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 Alfred Gimpl, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer:  - 5 -   Vertreter der Presse: Herr Hans Aschenbrenner 



 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 27. März 2025. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 27. März 2025 abstimmen. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Armin Mayrhofer, Johann Kirchberger, 3. Bgm. Hans Höller, Johannes Unholzer) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 27. März 2025. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 27. März 2025 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 27. Februar 2025. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Homepage 
veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 27. Februar 2025. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3.  Beratung des Haushalts 2025 mit Beschlussfas-
sung über die Haushaltssatzung und den Haus-
haltsplan samt seinen Bestandteilen gemäß Arti-
kel 65 Gemeindeordnung (GO) – vgl. Vorbera-
tungen im Haupt- und Finanzausschuss vom 3. 
Dezember 2024, 16. Januar 2025 und 6. Februar 
2025. 
 

Die Genehmigung beim Landratsamt 
wurde am 28. März 2025 beantragt und ist 
heute eingegangen. 

4. Beratung der Finanzplanung und des Investiti-
onsprogramms 2024 bis 2028 mit Beschlussfas-
sung – vgl. Vorberatungen im Haupt- und Finanz-
ausschuss vom 3. Dezember 2024, 16. Januar 
2025 und 6. Februar 2025. 
 

Die Genehmigung beim Landratsamt 
wurde am 28. März 2025 beantragt und ist 
heute eingegangen. 

5. Beratung über die Auflösung des bestehenden 
Bausparvertrages – vgl. Sitzung des Gemeindera-
tes vom 26. September 2024. 
 

Die Auszahlung des Guthabens steht noch 
aus, weil die finanziellen Mittel durch die 
Kreditaufnahme aktuell vorhanden sind. 

6. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach - 
Aktuelle Informationen zum Sachstand auf der 
Baustelle. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

7. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – 
Auftragsvergabe des Gewerkes Parkettboden 
nach durchgeführter beschränkter Ausschrei-
bung. 
 

Die Auftragsschreiben wurden am 31. März 
2025 verschickt. 

8. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – 
Auftragsvergabe des Gewerkes Innentüren nach 
durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 

Die Auftragsschreiben wurden am 31. März 
2025 verschickt. 

9. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – 
Auftragsvergabe des Gewerkes Bodenbeschich-
tungsarbeiten nach durchgeführter beschränk-
ter Ausschreibung. 
 

Die Auftragsschreiben wurden am 31. März 
2025 verschickt. 



 

 

10. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – 
Auftragsvergabe des Gewerkes Innenverklei-
dung Holz nach durchgeführter beschränkter 
Ausschreibung. 

Die Auftragsschreiben wurden am 31. März 
2025 verschickt. 

11. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – 
Beratung über das Nachtragspaket Nr. 1 der TS 
Holzbau GmbH & Co.KG wegen Änderungen in 
der Statik und sonstiger Zusatzleistungen. 
 

Der Beschlussbuchauszug  wurde am 28. 
März 2025 an den Technischen Leiter 
übergeben. 

12. Bestätigung der neugewählten Kommandanten 
der Freiwilligen Feuerwehr Haselbach gemäß 
Art. 8 Abs. 4 Bayerisches Feuerwehrgesetz. 
 

Die Bestätigungsschreiben der neu ge-
wählten Kommandanten sind bei der Ver-
waltung eingegangen. 

13. Ausschreibung der Kommunalen Strombeschaf-
fung für die Kalenderjahre 2026 bis 2028 – Be-
ratung über die Teilnahme an der vom Bayeri-
schen Gemeindetag empfohlenen Ausschrei-
bung – Vergabe des Auftrags zur Ausschreibung 
(Dienstleistungsvertrag) mit Bevollmächtigung 
zur Zuschlagserteilung für das preisgünstigste 
Angebot - vgl. dazu Vorberatung des Haupt- 
und Finanzausschuss vom 13. März 2025. 
 

Sämtliche Unterlagen wurden am 28. 
März 2025 vom Bürgermeister unterzeich-
net und auf das Ausschreibungsportal 
hochgeladen. Eine Teilnahme an der Aus-
schreibung im Mai 2025 wird anvisiert. 

14. Neubau der Kläranlage (BA II) – Aktuelle Infor-
mationen zum Sachstand der Baustelle. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

15. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeis-
ters. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
3. Erstellung eines Energienutzungsplanes (ENP) für die Gemeinde Tiefenbach – Vorstellung der 
Endfassung. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
In den Sitzungen des Bau- und Umweltausschuss vom 16.02.2023 und 11.05.2023 sowie des Gemein-

derats vom 23.05.2023 wurde beschlossen, einen Energienutzungsplan für die Gemeinde Tiefenbach 

aufzustellen und neben den grundsätzlich enthaltenen energetischen Konzepten und Planungszielen 

auch konkrete Schwerpunktprojekte festgelegt. Die Leistungsbeschreibung wurde mit dem Projektträ-

ger abgestimmt. Der Energienutzungsplan kann auch als Grundlage für künftige erforderliche Planun-

gen (z. B. Neuaufstellung Flächennutzungsplan, Kommunaler Wärmeplan) dienen. 

 
Der Beschluss zur Auftragsvergabe wurde in der Sitzung des Gemeinderats am 26. September 2023, 
also vor einem Jahr gefasst. 
 
Im Anschluss an die Auftragsvergabe wurde von der Verwaltung der Förderantrag gestellt. Die För-
derzusage ist am 15. Dezember 2023 eingegangen. Somit konnte der Auftrag noch Ende Dezember 
2023 an das Institut für Energietechnik IfE GmbH an der Ostbayerischen Technischen Hochschule 
Amberg-Weiden erteilt.  
 
In der Sitzung des Gemeinderats am 26. September 2024 wurde die Grundlagenermittlung vorge-
stellt. Nach der Vorstellung in vorgenannter Sitzung wurde der Energienutzungsplan fertiggestellt. Im 
Rahmen der finalen Züge wurde auch noch eine Bürgerbeteiligung mit der „ISEK-Lenkungsgruppe“ 
durchgeführt, so dass das Ergebnis in der heutigen Sitzung vorgestellt werden kann. 
 

Förderung   

Die Maßnahme wird durch das Bay. Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
gefördert (Richtlinien zur Förderung von Energiekonzepten und kommunalen Energienutzungsplänen).  
 
Die Gesamtauftragssumme i. H. v. 73.482,50 €/brutto wird gemäß Zuwendungsbescheid mit 51.400,00 
€ gefördert.  
 

Zeitplanung 

 Februar 2024 - Projektstart  

 Februar 2024 bis August 2024 - Durchführung der Grundlagenermittlung 

 September 2024 - Vorstellung der Grundlagenermittlung im Gemeinderat 

 Februar 2025 - Fertigstellung Energienutzungsplan 

 April 2025 - Vorstellung des Energienutzungsplanes im Gemeinderat 

 Für den Vortrag wird Frau Anna Fuhge und Herrn Klaus Uschald vom Institut für Energietechnik 
das Wort erteilt!  
 
 
 
 



 

 
Weiteres Vorgehen 

 
Der Energienutzungsplan ist eine sehr gute Voraussetzung für die kommunale Wärmeplanung. Daher 
sollte man sich in eine der nächsten Sitzungen Gedanken zur Beauftragung der kommunalen Wärme-
planung machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
4. Stellplatzsatzung der Gemeinde Tiefenbach vom 16.12.2011 – Beratung zur Änderung. 
(Vorberatung erfolgte durch den Bau- und Umweltausschusses am 20.02.2025) 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 20.02.2025 
 

 
TOP 17 - Stellplatzsatzung der Gemeinde Tiefenbach vom 16.12.2011 – Vorberatung zur Änderung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das „Erste Modernisierungsgesetz Bayern“ am 23. Dezember 
2024 mit Wirkung zum 01.01.2025, die §§ 11 bis 13 mit Wirkung zum 01.10.2025 beschlossen. 

 
Unter anderen beinhaltet das Erste Modernisierungsgesetz folgende Änderungen: 
 
§ 11 Änderung der Garagen- und Stellplatzverordnung 
Die Anlage der Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) vom 30. November 1993 (GVBl. S. 910, 
BayRS 2132-1-4-B), die zuletzt durch Verordnung vom 29. November 2023 (GVBl. S. 639) geändert wor-
den ist, wird durch die aus dem Anhang ersichtliche Fassung ersetzt. 
 
Neue Fassung: 
 

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in % 

1. Wohngebäude 
  

1.1 Gebäude mit Wohnungen 2 Stellplätze je Wohnung, bei Mietwoh-
nungen, für die eine Bindung nach dem 
Bayerischen Wohnraumförderungsge-
setz besteht, 0,5 Stellplätze 

– 

1.2 Kinder-, Schüler- und Jugend-
wohnheime 

1 Stellplatz je 20 Betten, 
mindestens 2 Stellplätze 

75 

1.3 Studentenwohnheime 1 Stellplatz je 5 Betten 10 

1.4 Schwestern-/ Pflegerwohnheime, 
Arbeitnehmerwohnheime u .ä. 

1 Stellplatz je 4 Betten 10 

1.5 Altenwohnheime, Altenheime, 
Langzeit- und Kurzzeitpflegeheime, 
Tagespflegeeinrichtungen u. ä. 

1 Stellplatz je 15 Betten bzw. Pflege-
plätze, 
mindestens 2 Stellplätze 

50 

1.6 Obdachlosenheime, Gemein-
schaftsunterkünfte für Leistungsbe-
rechtigte nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz 

1 Stellplatz je 30 Betten, 
mindestens 2 Stellplätze 

10 

2. Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- 
und Praxisräumen 

  

2.1 Büro- und Verwaltungsräume all-
gemein 

1 Stellplatz je 40 m2 NUF1) 20 

2.2 Räume mit erheblichem Besucher-
verkehr (Schalter-, Abfertigungs- o-
der Beratungsräume, Arztpraxen 
und dergl.) 

1 Stellplatz, je 30 m2 NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

75 

3. Verkaufsstätten 
  

3.1 Läden 1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für 
den Kundenverkehr, 
mindestens 2 Stellplätze je Laden 

75 

3.2 Waren- und Geschäftshäuser (ein-
schließlich Einkaufszentren, groß-
flächigen Einzelhandelsbetrieben) 

1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für 
den Kundenverkehr 

75 

4. Versammlungsstätten (außer 
Sportstätten), Kirchen 

  



 

 
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 

Besucher 
in % 

4.1 Versammlungsstätten von überört-
licher Bedeutung (z.B. Theater, 
Konzerthäuser, Mehrzweckhallen) 

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze 90 

4.2 Sonstige Versammlungsstätten 
(z.B. Lichtspieltheater, Schulaulen, 
Vortragssäle) 

1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 90 

4.3 Kirchen 1 Stellplatz je 30 Sitzplätze 90 

5. Sportstätten 
  

5.1 Sportplätze ohne Besucherplätze 
(z.B. Trainingsplätze) 

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche – 

5.2 Sportplätze und Sportstadien mit 
Besucherplätzen 

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.3 Turn- und Sporthallen ohne Besu-
cherplätze 

1 Stellplatz je 50 m2 Hallenflächen – 

5.4 Turn- und Sporthallen mit Besu-
cherplätzen 

1 Stellplatz je 50 m2 Hallenfläche, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stellplatz je 300 m2 Grundstücksfläche – 

5.6 Hallenbäder ohne Besucherplätze 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen – 

5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.8 Tennisplätze, Squashanlagen o.ä. 
ohne Besucherplätze 

2 Stellplätze je Spielfeld – 

5.9 Tennisplätze, Squashanlagen o.ä. 
mit Besucherplätzen 

2 Stellplätze je Spielfeld, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucher-
plätze 

– 

5.10 Minigolfplätze 6 Stellplätze je Minigolfanlage – 

5.11 Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stellplätze je Bahn – 

5.12 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stellplatz je 5 Boote – 

5.13 Fitnesscenter 1 Stellplatz je 40 m2 Sportfläche – 

6. Gaststätten und Beherbergungsbe-
triebe 

  

6.1 Gaststätten 1 Stellplatz je 10 m2 Gastfläche 75 

6.2 Spiel- und Automatenhallen, Bil-
lard-Salons, sonst. Vergnügungs-
stätten 

1 Stellplatz je 20 m2 NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

90 

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und 
andere Beherbergungsbetriebe 

1 Stellplatz je 6 Betten, 
bei Restaurationsbetrieb Zuschlag nach 
den Nrn. 6.1 oder 6.2 

75 

6.4 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 15 Betten 75 

7. Krankenanstalten 
  

7.1 Krankenanstalten von überörtlicher 
Bedeutung 

1 Stellplatz je 4 Betten 60 

7.2 Krankenanstalten von örtlicher Be-
deutung 

1 Stellplatz je 6 Betten 60 

7.3 Sanatorien, Kuranstalten, Anstal-
ten für langfristig Kranke 

1 Stellplatz je 4 Betten 25 

7.4 Ambulanzen 1 Stellplatz je 30 m2 NUF1), 
mindestens 3 Stellplätze 

75 

8. Schulen, Einrichtungen der Ju-
gendförderung 

  

8.1 Schulen, Berufsschulen, Berufs-
fachschulen 

1 Stellplatz je Klasse, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Schüler über 
18 Jahre 

10 

8.2 Hochschulen 1 Stellplatz je 10 Studierende – 

8.3 Tageseinrichtungen für mehr als 
12 Kinder 

1 Stellplatz je 30 Kinder, 
mindestens 2 Stellplätze 

– 

8.4 Tageseinrichtungen bis zu 12 Kin-
der 

1 Stellplatz – 

8.5 Jugendfreizeitheime und dergl. 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze – 



 

 
Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 

Besucher 
in % 

8.6 Berufsbildungswerke, Ausbildungs-
werkstätten und dergl. 

1 Stellplatz je 10 Auszubildende – 

9. Gewerbliche Anlagen 
  

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Stellplatz je 70 m2 NUF1) 
oder je 3 Beschäftigte 

10 

9.2 Lagerräume, -plätze, Ausstellungs-
, Verkaufsplätze 

1 Stellplatz je 100 m2 NUF1) oder 
je 3 Beschäftigte 

– 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stellplätze je Wartungs- oder Repara-
turstand 

– 

9.4 Tankstellen Bei Einkaufsmöglichkeit über Tankstel-
lenbedarf hinaus: Zuschlag nach Nr. 3.1 
(ohne Besucheranteil) 

– 

9.5 Automatische Kfz-Waschanlagen 5 Stellplätze je Waschanlage2) – 

10. Verschiedenes 
  

10.1 Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingärten – 

10.2 Friedhöfe 1 Stellplatz je 1 500 m2 Grundstücksflä-
che, 
jedoch mindestens 10 Stellplätze 

– 

1)[Amtl. Anm.:] NUF = Nutzungsfläche nach DIN 277 
2)[Amtl. Anm.:] Zusätzlich muss ein Stauraum für mindestens 10 Kraftfahrzeuge vorhanden sein. 

Vergleich einzelner Verkehrsquellen 
 
        Stellplatzsatzung GaStellV 
Erforderliche Stpl. bei einer Vergleichsfläche 275 m² 
Nr. 2.1 Büro- und Verwaltungsräume                       9 + 2 = 11    6 
Nr. 2.2 Arztpraxen und dgl.                14 + 9 = 23     9 
 
Erforderliche Stpl. bei einer Verkaufsnutzfläche von 1.000 m² 
Nr. 3.2 Verbrauchermärkte     Beschäftigte + 100  25 
 
 
§ 13 Weitere Änderungen der bayerischen Bauordnung 
… 2. Art. 47 (Stellplätze, Verordnungsermächtigung) wird wie folgt geändert: 
 

Alte Fassung: 01.05.2019 - 30.09.2025 Neue Fassung: ab 01.10.2025 
 

 

 
 

 

 
 
Absätze 3 und 4 sind weggefallen. 

 



 

 
… 3. Art. 81 (Örtliche Bauvorschriften) (Ermächtigungsgrundlage) wird wie folgt geändert: 
 

Alte Fassung: 01.05.2019-30.09.2025 Neue Fassung: ab 01.10.2025 
 

 

 
… 

 
… 
 

 

 
… 

 

 
… 

 
Wesentliche Änderungen im Überblick 

 
 Anstatt der bisherigen Pflicht zur Erstellung von Stellplätzen, entweder nach Maßgabe der GaStellV 
oder nach kommunalen Stellplatzsatzungen, gibt es ab 01.10.2025 keine allgemeine Pflicht zur Erstel-
lung von Stellplätzen. Eine Pflicht besteht nur dann, wenn eine Kommune eine Stellplatzsatzung er-
lassen hat. 
 
Somit wäre eine, nach Maßgabe des Empfehlungsbeschlusses des Bau- und Umweltausschusses vom 
10.12.2024 an den Gemeinderat, geänderte Stellplatzsatzung ab dem 01.10.2025 ungültig. 
 
 Die Anzahl der notwendigen Stellplätze (wenn eine Stellplatzsatzung vorhanden ist) richtet sich 
nach den Höchstgrenzen der Anlage zur GaStellV. Lockere Regelungen sind erlaubt, sobald eine Stell-
platzsatzung aber strengere Regelungen trifft, sind diese ab 01.10.2025 nichtig. 
 
 Ausnahmen der Stellplatzpflicht gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 b) BayBO 
 
 
Aus diesem Grund soll die neue Stellplatzsatzung in Bezug auf die erforderliche Anzahl der Stellplätze 
auf die GaStellV verweisen. Mit einer Ausnahme, die eine lockere Regelung zur GaStellV darstellt: 



 

 
 - § 3 Abs. 2 der neuen Stellplatzsatzung: 
Bei Einliegerwohnungen in Einfamilienhäusern (Einzel-, Doppel- oder Reihenhäuser) kann auf den 2. 
Stellplatz verzichtet werden, wenn die Wohnfläche dieser Wohnung weniger als 40 m² beträgt 
 
Zudem zeigt sich in der Praxis, dass ein offener Stauraum von mindestens fünf Meter für seitlich 
offene und torlose Carports auf drei Meter reduziert werden könnte, ohne nachteilige Beeinflussung 
des fließenden Verkehrs oder Sichteinschränkungen bei der Ausfahrt. 
 
Zusätzlich werden die Verweise und Formulierungen aus der GaStellV übernommen, bzw. in der 
neuen Stellplatzsatzung angepasst. 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 10.12.2024 
 

… 
1. Ergänzung um § 5 Abs. 3 
Zwischen offenen Garagen (Carports ohne Garagentore) mit seitlich offenen Wänden und öffentlicher 
Verkehrsflächen ist ein offener Stauraum von mindestens 3 m einzuhalten. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Änderung der gemeindlichen 
Stellplatzsatzung bezüglich der Reduzierung des Stauraums bei offenen Garagen. 
 

Abstimmung:     9 : 0       
… 

 
 

Entwurf einer neuen Stellplatzsatzung für die Gemeinde Tiefenbach 
 
 

Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und deren Ablösung 
der Gemeinde Tiefenbach 

(Stellplatzsatzung) 
vom … 

 
Aufgrund von Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) erlässt die Gemeinde Tiefen-
bach folgende Satzung: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 

Diese Satzung gilt für das Gebiet der Gemeinde Tiefenbach, mit Ausnahme der Gemeindegebiete, für 
die verbindliche Bebauungspläne mit abweichenden Stellplatzfestsetzungen gelten. 
 

§ 2 Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen 
 
(1) Die Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen besteht, wenn eine Anlage errichtet wird, bei 

der ein Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist, oder wenn durch die Änderung oder Nutzungs-
änderung einer Anlage ein zusätzlicher Bedarf zu erwarten ist. 

 
(2) Gemäß Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b, 2. Halbsatz BayBO sind von dieser Pflicht ausgenommen, 

wenn sie zu Wohnzwecken erfolgen, Nutzungsänderungen, Dachgeschossausbauten und Aufsto-
ckungen von bestehenden Wohngebäuden. 



 

 
§ 3 Anzahl der Stellplätze 

 
(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze (Stellplatzbedarf) ist gemäß § 20 GaStellV anhand der An-

lage der Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendigen 
Stellplätze (Garagen- und Stellplatzverordnung – GaStellV), in der jeweils gültigen Fassung, zu er-
mitteln. 

  
(2) Abweichend von Ziffer 1.1 der Anlage zur GaStellV kann bei Einliegerwohnungen in Einfamilien-

häusern (Einzel-, Doppel- oder Reihenhäuser) auf den 2. Stellplatz verzichtet werden, wenn die 
Wohnfläche dieser Wohnung weniger als 40 m² beträgt. 

 

(3) Für Nutzungen, die in der Anlage zur GaStellV nicht aufgeführt sind, ist die Zahl der notwendigen 
Stellplätze in Anlehnung an eine oder mehrere vergleichbare Nutzungen zu ermitteln. 

 
(4) Werden Anlagen verschiedenartig genutzt, so ist der Stellplatzbedarf für jede Nutzung (Verkehrs-

quelle) getrennt zu ermitteln. Eine gegenseitige Anrechnung ist bei zeitlich ständig getrennter Nut-
zung möglich. 

 
(5) Der Vorplatz von Garagen (Stauraum) gilt nicht als Stellplatz im Sinne dieser Satzung. 
 

(6) Stellplätze dürfen nicht auf ausgewiesenen Ladezonen sowie innerhalb von Sichtdreiecken von 
Einmündungen und Kreuzungen nachgewiesen werden. 

 
§ 4 Möglichkeiten zur Erfüllung der Stellplatzpflicht 

 
(1) Die Stellplatzverpflichtung kann erfüllt werden durch Schaffung von Stellplätzen auf dem Bau-

grundstück oder auf einem geeigneten Grundstück in der Nähe, wenn dessen Benutzung für diesen 
Zweck gegenüber dem Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich gesichert ist (Art. 47 Abs. 
1 BayBO). 

 
(2) Stellplätze dürfen auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück im Sinne des Ab-

satzes 1 nicht errichtet werden, wenn aufgrund von Festsetzungen im Bebauungsplan auf dem 
Baugrundstück keine Stellplätze oder Garagen angelegt werden dürfen. 

 

(3) Der Stellplatznachweis kann durch Abschluss eines Ablösungsvertrages erfüllt werden, der im Er-
messen der Gemeinde liegt. Der Ablösungsbetrag wird pauschal auf 8.000,00 € pro Stellplatz fest-
gesetzt. 

 
§ 5 Ausstattung von Stellplätzen 

 
(1) Es ist eine naturgemäße und versickerungsfähige Ausführung der Zufahrten und Stellflächen vor-

zusehen; soweit wie möglich soll ein Pflasterrasen oder Ähnliches gewählt werden. Es ist für die 
Stellplatzflächen eine eigene Entwässerung vorzusehen. Die Entwässerung darf nicht über öffent-
liche Verkehrsflächen erfolgen. 

 
(2) Zwischen Garagen und öffentlicher Verkehrsflächen ist ein offener Stauraum in der erforderlichen 

Länge, bei PKWs mindestens 5 m, einzuhalten. 
 

(3) Zwischen Garagen ohne Garagentore und öffentlicher Verkehrsflächen ist ein offener Stauraum 
von mindestens 3 m einzuhalten. 

 
 



 

 
§ 6 Abweichungen 

 
Bei verfahrensfreien Bauvorhaben kann die Gemeinde, im Übrigen die Bauaufsichtsbehörde im Einver-
nehmen mit der Gemeinde von den Vorschriften dieser Satzung Abweichungen nach Art. 63 BayBO 
zulassen. 
 

§ 7 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und deren Ablösung der Ge-

meinde Tiefenbach vom 15.12.2011 außer Kraft. 
 
Tiefenbach,  
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet den vorstehenden Satzungsentwurf und empfiehlt dem 
Gemeinderat, die bisherige Satzung aufzuheben und die Neufassung der gemeindlichen 
Stellplatzsatzung zu beschließen. 
 

Abstimmung:      9 : 0        
 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat schließt sich der Auffassung des Bau- und Umweltausschusses an und beschließt 
die bisherige Stellplatzsatzung aufzuheben und fasst den Satzungsbeschluss für die vorstehende 
gemeindliche Stellplatzsatzung. 

Abstimmung: 16 : 0 
(ohne Armin Mayrhofer, Johann Kirchberger, 3. Bgm. Hans Höller,  

Johannes Unholzer, Christina Roßgoderer) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
5. Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (BayFwG) - Beratung über den Abschluss einer Zweck-
vereinbarung mit der Stadt Passau oder Änderung der Alarmierungsplanung auf dem Gemeindege-
biet Tiefenbach für den Schutzbereich Irring und weitere Ortsteile - vgl. dazu Vorberatung des Haupt- 
und Finanzausschuss vom 13. März 2025. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 13. März 2025 
 
 
TOP 4 - Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (BayFwG) Vorberatung über den Abschluss ei-
ner Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau oder Änderung der Alarmierungsplanung auf dem Ge-
meindegebiet Tiefenbach für den Schutzbereich Irring. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Das nachfolgende Schreiben der Stadtverwaltung Passau vom 14. Oktober 2024 ist am 16. Oktober 
2024 bei der Gemeindeverwaltung eingegangen: 

 



 

 

 
 
Nach Kenntnisnahme des vorgenannten Schreibens hat am 30. Oktober 2024 im Landratsamt ein Ge-
spräch zur Lösung des Problems stattgefunden. Als Ergebnis ist vom Landratsamt Passau am 8. No-
vember 2024 das nachfolgende Schreiben eingegangen: 
 

 
 



 

 

 
 
 Als Zusammenfassung wird kurz und knapp festgehalten, wenn wir als Gemeinde die Einsatzzei-
ten anderweitig sicherstellen können, müssen wir keine Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau 
abschließen. 
 

Aktuelle Alarmierungsplanung bei der ILS 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung an den Gemeinderat aus-
sprechen kann, dass keine Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau geschlossen und die Alarmie-
rungsplanung geändert werden soll. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Josef Fehrer) 

 
 

Vorschlag der Verwaltung 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Beschluss: 

 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich der Empfehlung des Haupt- und Finanzaus-
schuss anschließen kann, dass keine Zweckvereinbarung mit der Stadt Passau geschlossen und die 
Alarmierungsplanung geändert werden soll. 

Abstimmung: 16 : 0 
(ohne Armin Mayrhofer, Johann Kirchberger, 3. Bgm. Hans Höller,  

Johannes Unholzer, Christina Roßgoderer) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
6. Neubau einer Kindertagesstätte in Tiefenbach – Auftragsvergabe des Gewerks Möbelschreiner – 
Einbauküchen nach durchgeführter beschränkter Ausschreibung. 
 
 
Vergaben mit einer Auftragssumme bis 60.000 €/brutto haben gemäß unserer Geschäftsordnung im 
Bau- und Umweltausschuss zu erfolgen. Nachdem die Kostenschätzung für das Gewerk Küchen mit 
56.525 €/brutto geringfügig unter der Vergabegrenze des BUA lag und die Möglichkeit bestand, dass 
die abgegebenen Angebote über der Vergabegrenze von 60.000 €/brutto liegen, wurde die Auftrags-
vergabe des Gewerks Küchen bewusst in den Gemeinderat gelegt um diese zeitnah vergeben zu kön-
nen.  
 

Sachverhaltsdarstellung 

 

 Ex-ante Veröffentlichung am:  05.03.2025 

 Versand/Veröffentlichung der Ausschreibungsunterlagen am: 13.03.2025 

 Submission am:      

 

10.04.2025 

um 14:30Uhr 

 geplanter Ausführungsbeginn: ab 30.05.2025  

 geplante Fertigstellung: 01.08.2025 

 

Angeforderte Angebote: 20 
 

Abgegebene Angebote: 4 
 

Kostenberechnung gem. bepreisten LV:  56.525,00 €/brutto 
 

Wirtschaftlichster Bieter: Fa. Möbel Schuster GmbH & Co. 
KG, Passau  

Angebotssumme:  37.732,52 €/brutto 
 

Differenz Angebotssumme/Kostenberechnung: 18.792,48 €/brutto 
 

nächster 49.301,70 €/brutto 
 

höchster 81.896,99 €/brutto 
 

 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Beauftragung des wirtschaftlichsten Bie-
ters, der Firma Möbel Schuster GmbH & Co. KG aus Passau mit einer Auftragssumme in Höhe von 
37.732,52 €/brutto aussprechen kann.   

Abstimmung: 16 : 0 
(ohne Armin Mayrhofer, Johann Kirchberger, 3. Bgm. Hans Höller,  

Johannes Unholzer, Christina Roßgoderer) 
 

 
 



 

 
7. Kreditaufnahme für das Haushaltsjahr 2025 – Öffentliche Bekanntgabe des Gemeinderatsbe-
schlusses vom 27.03.2025. 
 
 

Rechtliche Würdigung - Auszug aus der Gemeindeordnung (GO) 
 

Art. 52 Öffentlichkeit 
 
(1) 1Zeitpunkt und Ort der öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats sind unter Angabe der Tagesord-
nung, spätestens am dritten Tag vor der Sitzung, ortsüblich bekanntzumachen. 2Ausnahmen bedür-
fen der Genehmigung des Gemeinderats. 
 
(2) 1Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf 
berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. 2Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in 
nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. 
 
(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse sind der Öffentlichkeit bekanntzugeben, so-
bald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind. 
 
(4) Die Sitzungen haben in einem der Allgemeinheit zugänglichen Raum stattzufinden. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

 
In der Gemeinderatssitzung vom 25.03.2025 wurde der Haushalt 2025 mit einer geplanten Kreditauf-
nahme in Höhe von 4.685.138 € beschlossen.  
 
Aufgrund der anstehenden großen Investitionen war eine zeitnahe Kreditaufnahme zwingend erfor-
derlich. Daher wurde im Nichtöffentlichen Teil der selbigen Sitzung über eine Kreditaufnahme ent-
schieden. Dies Kreditaufnahme war bereits ohne Genehmigung des Haushaltes möglich, da aus den 
Vorjahren noch Kreditermächtigungen bestanden, die nicht in Anspruch genommen wurden. Da in 
der Beratung über Konditionen einzelner Banken gesprochen wurde, musste diese gemäß Art. 52 
Abs. 2 der Gemeindeordnung im nichtöffentlichen Teil stattfinden.  
 
Nun wird hiermit bekanntgegeben, dass für das Haushaltsjahr 2025 zur Finanzierung des Vermö-
genshaushaltes ein Kredit in Höhe von 2.500.000 € aufgenommen wurde.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
8. Elisabeth und Johann Kandlbinder-Stiftung – Neuwahl des Stiftungsrates (Amtszeitbeginn: 01. 
Januar 2026). 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Der Stiftungsrat der „Elisabeth und Johann Kandlbinder – Stiftung“ besteht aus dem 1. Bürgermeister 
der Gemeinde Tiefenbach und zwei Personen aus dem Gemeindegebiet, welche nicht Mitglieder des 
Gemeinderates sein dürfen und vom Gemeinderat auf die Dauer von jeweils 4 Jahren, beginnend am 
01. Januar eines Jahres, gewählt werden. Eine Person vertritt dabei die sozialen Belange der Stiftung, 
die andere die kulturellen Belange. (§ 5 Abs. 2 Stiftungssatzung)  
 
Die Wahl des Stiftungsrates erfolgte erstmalig am 26.03.2009 – Amtszeitbeginn 01.01.2010. Dabei 
wurde Altbürgermeister Alfred Schwarzmaier als Vertreter der kulturellen Belange und Johann Fürst 
als Vertreter der sozialen Belange gewählt. Bei den turnusmäßigen Wahlen, zuletzt am 04.03.2021, 
wurden sie jeweils wiedergewählt. Zum 31.12.2025 endet nun die Amtszeit des bisherigen Stiftungs-
rates. Bis zum 01. Mai dieses Jahres ist für die Amtszeit 01.01.2026 – 31.12.2029 der Stiftungsrat neu 
zu wählen.  
 
Die beiden Stiftungsräte Altbürgermeister Alfred Schwarzmaier und Johann Fürst haben bei der Stif-
tungsratssitzung am 10.02.2025 erklärt, dass sie für eine Wiederwahl nicht mehr zur Verfügung ste-
hen.  
 
Somit sind neue Personen für die Besetzung des Stiftungsrates zu finden. Voraussetzungen für die zu 
wählenden Personen sind: 
 

 nicht Mitglied des Gemeinderates  

 im Gemeindegebiet mit 1. Wohnsitz gemeldet 

 des Weiteren ergibt sich die Wählbarkeit aus dem Kommunalwahlrecht 
 

Wahlvorgang 
 
Der erste Bürgermeister Christian Fürst schlägt vor, das für die Wahl ein Wahlausschuss gebildet wer-
den soll. Es wird folgende Besetzung vorgeschlagen:  
 

- Christian Fürst, 1. Bürgermeister 
 - Anton Mayrhofer, Verwaltung 
 - Sandra Schadenfroh, Verwaltung 
 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat fasst den Beschluss, dass der Wahlausschuss wie vorgeschlagen besetzt werden 
soll. 

Abstimmung: 16 : 0 
(ohne Armin Mayrhofer, Johann Kirchberger, 3. Bgm. Hans Höller,  

Johannes Unholzer, Christina Roßgoderer) 
 

 

 



 

 
 

Vom 1. Bürgermeister Christian Fürst werden folgende Vorschläge eingebracht: 

- Vertreter der Kulturellen Belange:  Herr Gotthard Seidl  

 

- Vertreter der sozialen Belange: Herr Johann Butz 

 

Aus der Mitte des Gemeinderats werden folgende Vorschläge werden eingebracht: 

- Vertreter der Kulturellen Belange: keine Vorschläge 

 

- Vertreter der sozialen Belange: Frau Susanne Mayerhofer 

 

 

Mit Stimmzettel wird in einer geheimen Wahl gewählt. Die Wahl bringt folgendes Ergebnis: 

Es werden 16 gültige Stimmzettel abgegeben. Davon entfallen: 

 

Vertreter der Kulturellen Belange: 

Gotthard Seidl:  16 Stimmen 

 

Vertreter der sozialen Belange: 

Susanne Mayerhofer: 5 Stimmen - Johann Butz:   11 Stimmen 

 

 Damit sind Gotthard Seidl und Johann Butz als Stiftungsräte der Elisabeth und Johann Kandlbin-

der - Stiftung ab 01.01.2026 gewählt. 

 
Nach dem Auszählvorgang gibt der Vorsitzende das Ergebnis bekannt. Die beiden Gewählten sind 
bei der Sitzung anwesend und erklären, dass sie die Wahl annehmen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
9. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters. 
 
 
- Kindertagesstätte der Gemeinde 
Am Donnerstag, den 10. April fand der erste Elterninformationsabend statt. Es waren 51 interessierte 
Eltern anwesend. Aktuell werden die konkreten Buchungszeiten abgefragt, dass der finale Personal-
bedarf geklärt werden kann. 
 
- Notsituation Standesamt Ruderting 
Michaela Lenz und Florian Reiss wurden von der Standesamtsaufsicht kurzfristig zu Notstandesbeam-
ten für den Standesamtsbezirk Ruderting berufen, weil es in der Gemeinde Ruderting eine Notsitua-
tion gibt. Der Berufung ist bis zum 15. Juli 2025 befristet. 
 
- Förderbescheide Glasfaserausbau 
Die endgültigen Förderbescheide vom Bund und Freistaat sind bei der Verwaltung eingegangen. 
 
- Ferienbetreuung in den Sommerferien 
Nach erfolgter digitaler Bedarfsumfrage durch die Verwaltung hat sich ein Bedarf von ca. 22 Kindern 
ergeben. Wie im vergangenen Jahr wird eine Betreuung in der ersten und in der letzten Ferienwoche 
der Sommerferien angeboten. Die verbindliche Anmeldung ist bis 31. Mai 2025 möglich. Die weitere 
Koordination und Abwicklung erfolgt über die AWO. 
 
- Digitale Lichtbilderfassung 
Zum 1. Mai 2025 erfolgt eine größere Umstellung bei der Beantragung von Pässen und Ausweisen. 
Nach aktuellem Stand dürfen aufgrund einer Gesetzesänderung nur noch digitale Fotos angenom-
men werden. Leider ist das Gerät von der Bundesdruckerei noch nicht geliefert, so dass voraussicht-
lich noch bis Juli analoge Fotos angenommen werden müssen. 
 
- Überörtliche Rechnungsprüfung (2020 bis 2024) 
Nachdem sich die grundsätzliche Verwaltungsprüfung in der finalen Phase befindet, hat Anfang April 
die Bauprüfung für die Jahre 2015 bis 2024 begonnen. Die Abschlussberichte für alle durchgeführten 
Prüfungen (Verwaltung, EDV und Datenschutz, Bauprojekte, GIS-Prüfung) sollten voraussichtlich im 
Mai 2025 ergehen. 
 
- Freibad 
Die Vorbereitungsarbeiten für die Badesaison 2025 sind in vollem Gange. Die Eröffnung wird für 
Mitte Mai anvisiert. 
 
- ISEK Lenkungsgruppe 
Die nächste Sitzung der Lenkungsgruppe findet am Dienstag, den 20. Mai 2025 statt. 
 
- Spielplatz in Kirchberg 
Der Vorsitzende informiert, dass der Spielplatz fertiggestellt ist und voraussichtlich ab Mitte/Ende 
Mai zur Nutzung freigegeben werden kann. 
 
- Haushalt 2025 
Der Vorsitzende informiert, dass der Haushalt für 2025 von der Rechtaufsicht genehmigt worden ist. 
Die Kreditermächtigung wurde um 2.000 € gekürzt. 
 

 
 



 

 
10. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
 

- K E I N E - 
 
 

 
Tiefenbach, 2025-04-24 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
gez.         gez.  
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter  
 
         Für den TOP Nr. 4 
 
         gez. 
 
         Christian Sommer, 
         Leiter Bauverwaltung 
 
 
         Für die TOP´s Nr. 7-8: 
 
         gez. 
 
         Sandra Schadenfroh, 
         Kämmerin 


